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Vorwort

Industrie und Handel (Güterhändler) haben in den vergangenen Jahren viel zur Verhinde-
rung von Straftaten getan, vor allem im Rahmen der Korruptions-Prävention. Geldwä-
sche-Compliance ist dagegen nach wie vor ein eher exotisches Feld. Das ist einigermaßen
verwunderlich, denn im Gegensatz zu den meisten anderen Gebieten der Compliance
stellt das Geldwäschegesetz (GwG) detaillierte Anforderungen, die auch Industrie- und
Handelsbetriebe (Güterhändler) betreffen.

Die Neufassung des Geldwäschegesetzes (GwG) ist am 26.6.2017 in Kraft getreten.
Damit wurde die Vierte Geldwäsche-Richtlinie auf den Tag genau fristgerecht umgesetzt.
Industrie- und Handelsbetriebe (Güterhändler) standen nicht explizit im Fokus der neuen
Richtlinie. Der deutsche Gesetzgeber konnte sich aber nicht dazu entschließen, Geldwä-
sche-Bekämpfung auf Industrie und Handelsbetriebe mit Bargeldgeschäft zu beschränken,
wie das sonst in der EU üblich ist. Daher sind in Deutschland alle Güterhändler Ver-
pflichtete iSd GwG, ohne Rücksicht darauf, ob und ggf. in welcher Höhe sie Bargeldge-
schäfte tätigen.

Güterhändler, die sich mit dem Geldwäschegesetz beschäftigen, werden dabei die Er-
fahrung machen, dass keine Klarheit darüber herrscht, was Geldwäsche eigentlich ist, wie
Industrie und Handel davon betroffen sind und was das Geldwäschegesetz insoweit von
ihnen verlangt. Vielmehr ist das Gesetz weitgehend auf den Finanzsektor und dessen ganz
andere Geschäfte und Risikosituation zugeschnitten. Praktische Auslegungshinweise für
den Güterhandel existieren nicht. Wie das Gesetz sind Literatur und Fortbildungsveran-
staltungen fast ausschließlich auf den Bedarf des Finanzsektors ausgerichtet. Auch ein hal-
bes Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes besteht daher umfassend Rechtsunsicherheit, wel-
che Anforderungen Güterhändler, insbes. Industrie- und Handelsbetriebe erfüllen müssen.

Dieses Buch soll helfen, die Lücke zu schließen. Es ist bewusst nicht an der Verwal-
tungspraxis der BaFin im Finanzsektor ausgerichtet und nicht als rein rechtliche (dogmati-
sche) Abhandlung zu verstehen. Die spezifische Geschäfts- und Wettbewerbssituation von
Industrie- und Handelsbetrieben verlangt eine eigenständige Auslegung und Anwendung
des Geldwäschegesetzes. Ziel der vorliegenden Publikation ist, durch Beispiele und Hin-
weise möglichst konkrete Hilfestellung und Anleitung für die Praxis zu erteilen.

Augsburg/München, den 1. November 2017 Jgrgen Krais
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